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„Parteienberuhigte Zonen“  
bei den Staatsanwaltschaften

Keine Abschottung, sondern Verbes-
serung der Sicherheit und Qualität!

Staatsanwaltschaftliche Tätigkeit ist 
untrennbar mit notwendigen, teils mas-
siven Eingriffen in höchstpersönliche 
Lebensbereiche der Verfahrensbeteilig-
ten verbunden. Dies birgt auch Gefah-
ren für die persönliche Sicherheit der 
einschreitenden Staatsanwältinnen und 
Staatsanwälte und ihres Umfelds. Diese 
bereits in der Vergangenheit bestehende 
Gefahrenlage scheint zuletzt nach Rück-
meldung vieler Kolleginnen und Kollegen 
zuzunehmen und wird durch den derzeit 
bestehenden relativ offenen Zugang zu 
Gerichtsgebäuden gefördert. Nach Pas-
sieren der Eingangskontrolle ist es regel-
mäßig möglich, sich im Gerichtsgebäude 
völlig frei zu bewegen; eine Kontrolle, wer 
das Gebäude betritt und ob dieses wieder 
verlassen wurde, ist häufig nicht möglich.

Diese Situation hat aber auch negative 
Auswirkungen auf die staatsanwalt-
schaftlichen Strukturabläufe und die 
zielgerichtete Abwicklung der Anliegen 
der das Gerichtsgebäude aufsuchenden 
Personen. Darüber hinaus gilt es auch 
datenschutzrechtliche Aspekte mitzu-
berücksichtigen.

Eine Verbesserung der aktuellen Situa-
tion könnte durch Umsetzung folgender 
Punkte erreicht werden:

Grundsätzliche Trennung der Räum-
lichkeiten in parteiöffentliche und 
nicht parteiöffentliche Bereiche

Ziel wäre es, die Anliegen von Parteien 
und deren Vertreter in so wenig Räum-
lichkeiten wie möglich konzentriert zu 
behandeln („One stop shop“-Prinzip), um 
einerseits ein Umherirren der Parteien in 
den Amtsräumlichkeiten zu verhindern 
und andererseits auch die bestehenden 
Serviceangebote durch Konzentration 
zu verbessern. Diese Maßnahme würde 
nicht nur die Sicherheit der Mitarbeite-
rInnen erhöhen, sondern auch den neuen 
Anforderungen der DSGVO zur Daten-
sicherheit besser gerecht werden. Durch 
die Konzentration wäre es möglich, die 
persönlichen Arbeitszimmer der Mitar-
beiterInnen parteienfrei zu halten und so 
durch Wegfall häufiger Unterbrechungen 
die Arbeitseffizienz zu steigern. Ziel ist es 
nicht, den Parteienverkehr in den Amts-
räumlichkeiten zu unterbinden, sondern 
modern und für alle Beteiligten möglichst 
effizient zu gestalten. Ebenso würde diese 
Maßnahme das rechtsstaatliche Prinzip 
des „fair trial“ unterstreichen, indem der 
Kontakt zu Entscheidungsorganen trans-
parent und für sämtliche Verfahrensbe-
teiligte unter gleichen Voraussetzungen 
erfolgt, sohin jegliche Anscheinsproble-
matik hintanhält.

Abwicklung des Parteienverkehrs in 
eigens dafür vorgesehenen Bespre-
chungszimmern

Derzeit erfolgen Parteienverkehr und 
Akteneinsicht regelmäßig in den 
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persönlichen Arbeitsräumlichkeiten 
der MitarbeiterInnen. Dabei können 
die MitarbeiterInnen – auch bei aller 
Vorsicht – bei den gegebenen räumli-
chen Verhältnissen und den täglichen 
Arbeitsabläufen nicht gänzlich gewähr-
leisten, dass Parteien und Parteien-
vertreter während der Vornahme der 
Akteneinsicht nicht auch andere, in 
diesen Räumen befindliche Akten sehen 
oder etwa Telefonate und Gespräche 
mit anderen Parteien mithören. Durch 
die Schaffung von eigenen Zimmern 
zur Durchführung des Parteienverkehrs 
wäre daher sowohl die Privatsphäre der 
Antragsteller als auch aller anderen, von 
einem Strafverfahren betroffenen Perso-
nen besser gewahrt. Sollte ein Gespräch 
mit einem Staatsanwalt/einer Staats-
anwältin erforderlich sein, könnte dieses 
ebenfalls störungsfrei und fokussiert in 
diesen Räumlichkeiten stattfinden.

Schaffung eigener Zimmer für die 
Vornahme der Akteneinsicht

Auch diese Maßnahme würde sowohl 
zu einer Verstärkung des Datenschut-
zes als auch einer Effiziensteigerung der 

Arbeitskapazitäten der MitarbeiterIn-
nen führen. Für die akteneinsichtneh-
menden Parteien und Parteienvertrete-
rInnen würde sich jedenfalls die Qualität 
und der Komfort bei der Akteneinsicht 
steigern, wenn hiefür eigene Räumlich-
keiten mit entsprechender (auch per-
soneller) Ausstattung zur Verfügung 
gestellt werden.

Schaffung und Ausbau von Ser-
vicecentern bei den Staatsanwalt-
schaften

Die bereits durchgeführte Implemen-
tierung von Servicecentern bei den 
Staatsanwaltschaften hat sich nach den 
Rückmeldungen vieler Kolleginnen und 
Kollegen bewährt. Die internen Abläufe 
sollten daher dahingehend evaluiert 
werden, ob weitere Tätigkeitsfelder an 
die MitarbeiterInnen der Servicecen-
ter übertragen werden können. Eine 
Anbindung der zu schaffenden Bespre-
chungsräume und Zimmer für die Akte-
neinsicht wäre wohl vorteilhaft und effi-
zienzsteigernd. Grundvoraussetzung ist 
dabei jedenfalls die Besetzung der Ser-
vicecenter mit der erforderlichen Zahl 
an qualifizierten MitarbeiterInnen.

Elektronische Akteneinsicht

Die Möglichkeit, auch elektronisch in 
den Akt Einsicht nehmen zu können, 
würde den Parteienverkehr gerade im 
Bereich der beruflichen Parteienvertre-
ter straffen und vereinfachen. Zu einer 
Mehrbelastung für die damit befassten 
Kolleginnen und Kollegen darf ein sol-
ches System, wie generell eine Weiter-
entwicklung elektronischer Aktenbear-
beitungsprogramme, selbstverständlich 
nicht führen.
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« Staatsanwalt-
schaftliche Tätigkeit 
ist untrennbar mit 
notwendigen, teils 
massiven Eingriffen 
in höchstpersönliche 
Lebensbereiche der 
Verfahrensbeteiligten 
verbunden. Dies birgt 
auch Gefahren für die 
persönliche Sicherheit 
der einschreitenden 
Staatsanwältinnen 
und Staatsanwälte 
und ihres Umfelds. »
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